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Wann kommt die Vorlage für den Abzug der PS-Gewinne? 
Im Landtag wurde noch im letzten Jahr eine Motion zur Änderung des Steuergesetzes eingereicht - Wirkung ab Steuerjahr 1986? 

Die erneute Ausgabe von Partizipa­
tionsscheinen der Bank in Liechtenstein 
(BiL) und der Verwaltungs- und Privat-
Bank (VPB) innerhalb weniger Wochen 
hat die Frage nach der Versteuerung der 
PS-Gewinne, wiederum aktuell werden 
lassen. Im Landtag war nämlich an der 
letzten Sitzung des Jahres 1986 eine Mo­
tion der FBP-Fraktion eingereicht wor­
den, die eine steuerliche Abzugsmöglich­
keit bis zu einer bestimmten Höhe forder­
te. Wie geht es nun weiter? 

D e r  Anlass für  die FBP-Motion zur  

IY zahlt Diät-Nährmittel 
Nach d e r  vor  kurzem von  d e r  Regie­

rung herausgegebenen Verordnung  über­
n immt die Invalidenversicherung die Ko­
s ten für  eine Reihe  von diätetischen 
Nährmit teln,  sofern es die Durchführung 
medizinischer Massnahmen erforderlich 
macht .  

i m  weiteren bestimmt die Verordnung,  
dass für  sogenannte Gliadin-Intoleranz 
die Invalidenversicherung ü b e r  ärztlich 
verordnete  u n d  überwachte Diä t  monatli­
che Pauschalbeiträge ausrichtet,  die bis 
zum 2. Al ters jahr  25 Franken  ausmachen 
und sich sukzessive bis au f  60 Franken 
p ro  M o n a t  zwischen d e m  13. und 20. 
Al ters jahr  steigern. 

Kommt Unterführung 
beim Schaaner St. Peter? 

Beim Schaaner St. Petersplatz wird 
möglicherweise noch in diesem Jahr un­
ter der Landstrasse eine Unterführung 
realisiert. Durch eine Unterführung 
könnte in diesem neuralgischen Bereich 
ein wesentlicher Beitrag für die Schul­
weg- und Fussgängersicherung geschaffen 
werden. 

Wie wir d e m  Schaaner Gemeinderats­
protokoll  vom 11. Februar  en tnehmen,  
wurde die Frage einer  Unter führung o d e r  
e iner  anderen  Fussgängersicherungs-
Massnahme im Zusammenhang mit de r  
Erstellung eines Regenrückhaltebeckens 
beim Faoro-Parkplatz (Emil Ospelt) im 
Gemeindera t  diskutiert. Im Zuge  de r  
Fertigstellung d e r  Kanalisation, welche in 
Schaan zügig vorangestrieben wird, soll 
noch vor  de r  Sommerpause mit d e n  Bau­
arbeiten für das Regenrückhaltebecken 
Wiesengasse begonnen werden. Bis auf 
den  Einstiegsbereich wird dieses grosse 
Becken unterirdisch un te r  d e m  Faoro-
Parkplatz angelegt. Zugleich mit den  
Tiefbauarbeiten für das Becken  könnte  
an derselben Stelle mit d e r  Realisierung 
einer  Unterführung begonnen werden.  
D e r  Gemeindera t  beschloss einstimmig, 
dass d e r  Ausführungstermin für das  R e ­
genbecken und  die Fussgängersiche-
rungs-Massnahmen koordiniert  werden 
sollen. E iner  Unterführung u n t e r  de r  
Landstrasse könnte  vom Gemeindera t  
grundsätzlich zugestimmt werden,  wenn 
mögliche Alternativen geprüft  sind und 
auch die Platzgestaltung im Bereich 
St. Pe te r  geklärt ist. Wie uns Vorsteher  
Lorenz  Schierscher auf Anfrage erklär te ,  
werde  die Unterführung o d e r  allenfalls 
eine Alternative hierzu noch dieses Jah r  
realisiert werden. (Mad)  

Wir machen seit  1975 
Forderungen zu Bargeld 
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Über 22.000 Inkasso-Aufträge 
erfolgreich abgeschlossen 

Schaffung einer  steuerlichen Abzugsmög­
lichkeit war  die Herausgabe d e r  Partizi­
pationsscheine d e r  Liechtensteinischen 
Landesbank,  die eine möglichst brei te  
Streuung ihrer  Anteilscheine in d e r  Be ­
völkerung vornahm. Z u  ihrem 125jähri-
gen  Jubiläum hatte die Landesbank allen 
Landesangehörigen und  zum Zei tpunkt  
d e r  PS-Ausgabe im Lande  wohnhaften 
natürlichen Personen eine Mindestzutei­
lung von sechs Partizipationsscheinen ga­
rantiert .  Von dieser Möglichkeit, mit  ge­
r ingem Kapitaleinsatz u n d  ohne  Risiko 
inner t  kurzer Zei t  e inen namhaf ten  G e ­
winn zu  erzielen, machte  die Bevölke­
rung recht  regen Gebrauch.  Dami t  aber  
tauchte  auch d ie  Frage  auf, wie diese 
Gewinne  zu  versteuern sind. 

Interesse der Vermögensbildung 
Grundsätzlich unterliegen Gewinne ,  

die  sich aus d e m  Verkauf  von Wertschrif­
t e n  o d e r  ähnlichen Beteiligungspapieren 
ergeben,  d e r  Besteuerung.  Doch  sollten 
Gewinne ,  die durch eine Änderung  des  
Landesbankgesetzes überhaupt  erst  e r ­
möglicht wurden,  durch den  Fiskus wie­
d e r  geschmälert werden?  Die  FBP-Frak-
t ion im Landtag  stellte sich au f  den 
Standpunkt ,  dass diese Gewinne - wenig­
stens teilweise - nicht versteuert  werden 
müssten.  In  d e r  Begründung des parla­
mentarischen Vorstosses heisst es  wört­
lich: «Im Interesse d e r  Vermögensbil-
dung  und  zur  Vermeidung der  steuerli­
chen  Benachteiligung von Steuerpflichti­
gen mi t  gesetzeskonformer Deklarat ion 
d e r  Einkommensverhältnisse rechtfertigt 
sich deshalb eine Regelung,  welche die 

durchschnittlich erzielbaren Kapitalge­
winne von der  Besteuerung ausnimmt.» 

Mehrgewinne versteuerbar 
Als Regelung schlug die FBP-Fraktion 

eine Änderung des Steuergesetzes vor ,  
durch die mi t  Wirkung ab  Steuerjahr  1986 
(Veranlagungsjahr 1987) bis höchstens 
3000 Fr. pro  Person vom steuerbaren Er ­
werb abgezogen werden können.  D ie  
Summe d e r  vorgeschlagenen Abzugs­
möglichkeiten setzt sich aus  d e m  von d e r  
Landesbank gewählten Verteilungsmo­
dus für die Partizipationsscheine zusam­
men.  Die  FBP-Fraktion ging bei ihrer 
Berechnung von einem PS-Gewinn von 
durchschnittlich etwa 300 Fr.  u n d  einer 
Zuteilung von höchstens 10 Partizipa­
tionsscheinen pro Person aus, was zur  
Realisierung eines mittleren Gewinnes 
von 3000 Fr. beitragen würde. Allerdings 
handelt  es sich um einen Höchstsatz, d e r  
einerseits die Möglichkeit zu e iner  zutei­
lungskonformen Abzugsmöglichkeit bie­
tet, anderseits aber auch zulässt, dass 
Mehrgewinne vers teuer ter  gemacht 
werden.  

Offene Fragen 
Trotz de r  leicht zu erzielenden Gewin­

ne  aus d e n  PS-Emissionen d e r  drei liech­
tensteinischen Banken e rhoben  sich in 
der  Bevölkerung da  und  dor t  St immen,  
die sich damit  nicht ganz einverstanden 
erklärten. Auch über den FBP-Vorschlag 
zum steuerlichen Abzug de r  PS-Gewinne 
ergaben sich kritische Äusserungen. W e r  
so leicht einen Gewinn erzielt, so urteil­
ten die einen,  d n  -i:e auch bereit  sein. 

d e m  Staat seinen Anteil zu geben. W e n n  
die Landesbank-PS mit dem Vorschlag 
anvisiert wurden, so wäre es ungerecht ,  
meinten die anderen,  n u r  diese Gewinne  
teilweise steuerfrei zu erklären.  

In de r  Ta t  gibt es eine Reihe von offe­
nen Fragen, die von d e r  Regierung bei 
d e r  Vorlage an den Landtag  geklärt wer­
den müssen. Wird d e r  steuerliche Abzug 
nur  für PS-Gewinne aus d e r  Landesbank-
Zuteilung gewährt  o d e r  gilt e r  auch  für  
andere  PS-Emissionen? Gilt  de r  steuerli­
che Abzug nur  für  PS-Gewinne oder  auch 
für andere Gewinne aus  ähnlichen Ver-
äusserungen? 

Vorlage an den Landtag 
Vorerst  abe r  geht  es  noch d a r u m ,  die 

FBP-Motion an  den  Landtag  z u  überwei­
sen. D e m  Vernehmen nach wird d e r  
Landtag anfangs April  eröffnet,  während  
die erste Arbeitssitzung erst  E n d e  Apri l  
stattfinden soll. Ers t  nach de r  Überwei­
sung an die Regierung erhält diese den 
Auftrag, einen Gesetzesvorschlag mit 
den Grundgedanken d e r  FBP-Motion zu 
unterbreiten. Im besten Falle, wenn die  
Regierung sofort einen entsprechenden 
Gesetzesentwurf unterbreitet ,  kann sich 
de r  Landtag im Mai mit d e r  Angelegen­
heit befassen, so dass mit Inkraft treten 
de r  Abzugsmöglichkeiten für PS-Gewin­
ne erst knapp vor  de r  Sommerpause ge­
rechnet werden kann.  Noch ist es abe r  
nicht so weit, denn sowohl mit d e r  Ü b e r ­
weisung wie auch mit d e r  Inkraftsetzung 
warten noch Hürden  auf  die Vorlage,  die  
zuerst überwunden werden  müssen.  

( G . M . )  

Der Mitmensch muss im Mittelpunkt stehen 
Was FBP-Präsident Emanuel Vogt von der liechtensteinischen Politik erwartet 

A m  1. März 1987 hat FBP-Präsident 
Emanuel V o g t  sein Amt offiziell ange­
treten. Er wurde am Parteitag vom 
19. Januar 1987 in Triesen ohne Gegen­
stimme und damit mit einem überwälti­
genden Vertrauensbeweis in das erste 
Parteiamt gewählt. In seiner Rede vor 
dem Triesner Parteitag schnitt Emanuel 
Vogt einige Schwerpunkte der liechten­
steinischen Politik an, die er heute kon­
kretisiert. Er erwartet von den Politi­
kern, dass sie den klaren Willen und Mut 
haben, alle gegenwärtig das Land berüh­
renden Probleme innert nützlicher Frist 
anzupacken und sich auch Gedanken für 
eine in die Zukunft weisende Politik zum 
Wohle der Menschen machen. 

D a z u  bedürfe  es  d e r  Erarbeitung eines 
Konzeptes  mit klaren Zielvorstellungen 
u n d  d e r  darauf  aufzubauenden H a n d ­
lungsweise über  die Zukunf t  unseres  
Staates.  Liechtenstein ist ein kleines 
Land ,  das in e inem sehr  ausgeprägten 
Abhängigkeitsverhältnis zum Äusland 
steht .  E s  gilt nach  den Worten  des F B P -
Präsidenten deshalb vorauszudenken u n d  
die Weichen frühzeitig zu stellen. 

E r  macht  zu allen Fragen de r  liechten­

steinischen Politik klare Aussagen und 
scheut sich auch nicht einige «heisse Ei­
sen» anzupacken.  

D e r  Bogen seiner Erwartungen,  die e r  

Will die Fortschrittliche Bürgerpartei wie­
der nach vorne bringen: Parteipräsident 
Emanuel Vogt aus Balzers. 

an die Politiker und Mandatare  knüpf t ,  
ist weit gespannt,  wobei de r  FBP-Präsi­
dent aus seiner Sicht in vielen Feldern  de r  
Politik Vorschläge zu aktuellen Fragen 
unterbreitet.  Sie alle zielen im wesentli­
chen auf  einen Punkt  hin. den wir  in 
einem Satz zusammenfassen können: D e r  
Mensch muss stets im Vordergrund allen 
politischen Handelns stehen. D a s  setzt 
nach den  Worten von FBP-Präsident 
Emanuel  Vogt eine saubere u n d  faire 
Auseinandersetzung zwischen den Partei­
en voraus, die Suche nach e inem mög­
lichst gemeinsamen Konsens in allen le­
benswichtigen Fragen des Landes u n d  ei­
ne stärkere Miteinbeziehung des Volkes  
am Meinungs- und  Willensbildungspro­
zesses. 

Die  Meinung des Präsidenten und  sei­
ne  ersten Erwartungen,  die e r  für  e ine  
bessere Politik verbindet,  finden Sie auf 
Seite 3 de r  heutigen Ausgabe.  

Im weiteren verweisen wir au f  die be­
reits festgelegten Klausurtagungen des  
FBP-Landesausschusses, de r  zu drei  
wichtigen Themen  Stellung bezieht: «So­
zial- und Gesundheitspolitik», z u r  «Um­
weltpolitik» und  «zur Situation und  Z u ­
kunft unserer  Partei .»  

KOMMENTAR 
Über die Festsetzung der Polizeistunde 

gibt es, da nicht jeder im gleichen Ausmass 
betroffen ist und nicht jeder das gleiche 
Interesse besitzt, naturgemäss unterschied­
liche Auffassungen. Die Ansichten der 
Gäste weichen oft erheblich voneinander 
ab, und auch die Gastwirte können sich 
nur schwer z u  einer einheitlichen Richtli-

Diffuse Sache? 
nie durchringen, da jeder Betrieb über 
einen spezifischen Standort verfügt und 
nicht in jedem Fall das gleiche Publikum 
ansprechen möchte. 

Dennoch, eine Regelung f ü r  die Polizei­
stunde ist bereits vorhanden und  wird 
wohl auch weiterhin notwendig sein. Der 
Schuh drückt aber seit Jahren über der 
gleichen Stelle, nämlich an den Kompe­
tenzschwierigkeiten, die sich mi t  der gel­
tenden Regelung zwischen Land und Ge­
meinden ergeben haben. Gerichtliche Ent­
scheidungen ersetzen in letzter Zeit mehr­
fach klare und  a u f  einem breiten Konsens 
beruhende Richtlinien. 

Seit Regierungschef Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille das Ressort Inneres, 
das unter anderem auch f ü r  die Polizei-
stundenreglung zuständig ist, übernom­
men hat, interessiert sich das «Liechten­
steiner Vaterland» f ü r  die Schwierigkeiten, 
die sich au f  diesem Gebiete während Jah­
ren angesammelt haben. Eine «diffuse Sa­
che», befand das Regierungsblatt, sei die 
Polizeistundenregelung, f ü r  die schluss­
endlich niemand verantwortlich zeichne, 
keine klaren Abgrenzungen zwischen 
Land und Gemeinden bestünden. 

Der jetzige Ressortinhaber der Regie­
rung musste mit der Polizeistundenrege­
lung ein Erbe übernehmen, das sein Vor­
gänger, Regierungschef Hans Brunhart, 
jahrelang vor sich her geschoben hatte. 
Die Gewerbe- und Wirtschaftskammer 
und der Gastgewerbeverband setzten sich 
mehrfach f ü r  eine Änderung und Neurege­
lung ein, ohne dass ein Ergebnis zustande­
kam. Zwar richtet man die offenen Fragen 
heute mit Recht an das zuständige Regie­
rungsmitglied, doch Nachforschungen 
hätten auch beim Vorgänger betrieben 
werden können. Dieser hätte vielleicht ei­
ne plausible Antwort geben können, war­
um er in Sachen Polizeistundenregelung 
keine Entscheidung fällen wollte. 

Eine diffuse Sache, wie das Regierungs­
blatt meint? Keineswegs, eher ein Ergeb­
nis «jahrelanger Gleichgültigkeit», wie es 
der frühere Vorsteher von Balzers, Ema­
nuel Vogt, formulierte. (G. M.)  

Schweizer sollen sich zur 
Todesstrafe äussern 

Bern (AP)  Das Schweizer Volk  soll 
sich zu de r  in e inem Zusatzprotokoll  zu r  
Europäischen Menschenrechtskonven­
tion ( E M R K )  geplanten Abschaffung d e r  
Todesstrafe in Friedenszeiten äussern 
können.  D e r  Ständerat  hat  a m  Mittwoch 
zwei von drei  Zusatzprotokollen entge­
gen d e m  ursprünglichen Willen des  Bun­
desrates dem fakultativen Staatsvertrags­
referendum unterstellt ,  nachdem ein 
Nichteintretens- An t r ag  deutlich abge­
lehnt worden war .  

Fussball-Start 
am 15. März 

Obwohl  d e r  Winter  in den  letzten 
Tagen  nochmals au f  sich aufmerk­
s a m  gemacht  hat ,  rüsten die Fuss-
baller  bereits auf  den  Start z u r  
Frühjahrsrunde.  A m  15. März,  also 
a m  übernächsten Sonntag,  kämpfen 
d ie  Erstligisten wieder  u m  Punkte .  
D e r  F C  V a d u z  empfängt  zum A u f ­
t ak t  Vorjahresmeister  Einsiedeln. 
D i e  Liechtensteiner haben  sich für  
die  Rückrunde  einiges vorgenom­
m e n  u n d  ein intensives Aufbaupro­
g r a m m  absolviert. E i n  Gespräch 
mi t  FCV-Trainer  Tschemernjak i n r  
Sportteil .  

Ex-Sicherheitsberater 
Poindexter degradiert 

Washington (spk/dpa) Ex-Sicher­
hei tsberater  J o h n  Poindexter  ist mit  
Wirkung v o m  Mittwoch au toma­
tisch v o m  Drei-Sterne-Admiral  zum 
Zwei-Sterne-Admiral - also v o m  
Vize-Admiral zum Konter-Admiral  
- degradier t  worden .  

Poindexter  war, nachdem e r  we­
gen d e r  Iran-Contra-Affäre seinen 
Rücktri t t  als Sicherheitsberater e r ­
klärt ha t te ,  zurück zu r  Mar ine  ge­
gangen. D o r t  bekam e r  ke inen  Po­
sten, d e r  den  Bedingungen eines  Vi­
zeadmirals mit drei S ternen  ent­
sprach.  

Gemeindegelder für 
politische Parteien 

Die  Gemeindever t re tung von 
Schaan geht ganz n e u e  Wege in d e r  
liechtensteinischen Innenpolitik. In 
d e r  Sitzung vom 18. Februar  1987 
ha t  das Gemeindepar lament  ein­
stimmig beschlossen, d e n  politi­
schen Parteien, die a n  Wahlen (Ge­
meindewahlen) te i lgenommen hat­
ten ,  eine Unterstützung von  10 000 
Franken zu  gewähren.  D e r  Schlüs­
sel richtet sich nach d e m  Landesge­
setz. D e r  Gemeindera t  will dami t  
die Unabhängigkeit  d e r  Parteien,  
bzw. politischen Gruppierungen  ga­
rant ieren.  
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